
Bundessozialgericht

- 42 RJago/72—

Zugcstcllt am
260 Februar 1974

Reg„Hauptsckrctär
als Urkunds—
beamtcr der
Geschäftsstelle

1 m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter‚

Prozeßbevollmächtigte;

nnnnnn

Beklagte und Revisionsklägerino

Der 4Q° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—
liChe Verhandlung am 6„ Februar 1974 durch die Rich—
ter G e y s e r „ Dr° F r i e d e r i c

h
s und

B u r g e rl und die ehrenamtlichen Richter
Dr° R e u B und S c h m i d t für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 290 Sep—
tember 1972 und des Sozialgerichts Koblenz Vom
7o Juli 1971 aufgehoben° Die Klagen gegen die Be—
SCheide der Beklagten vom 120 Februar und 2„ De—
zember 1971 werden abgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten‚
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Die Beteiligten streiten darüber, ob auf die Rente des

Klägers wegen Erwérbsunfähigkeit die Zeit seiner Erkrankung

nach dem Wehrdienst vom 6° Juli 4944 bis 54° Januar 4945

als Ersatzzeit anzurechnen ist‚

Der am 40° Januar 4946 geborene Kläger, der vor und in dem
zweiten Weltkrieg in verschiedenen Tätigkeiten„zuletzt als

Bahnunterhaltungsarbeiter, versicherung5pflichtig beschäf—

tigt gewesen ist‚ wurde wegen der Folgen einer Feldnephritis‚

die er sich als Soldat im November 4945 in Rußland zugezogen

habe‚ am 5° Juli 4944 als dienstuntauglich aus dem Wehrdienst

entlassen° Vom 6° Juli 4944 bis 7° Januar 4945 bezog der Klä—

ger, für den auch während der Zeit seines Wehrdienstes in

den Jahren 4945 und 4944 an die Reichsbahnversicherungsanstalt

Beiträge entrichtet worden sind, von der Reichsbahn—Betriebs—

krankenkasse Krankengeld° Mit Wirkung vom 4° Februar 4945

gewährte ihm die Reichsbahnversicherungsanstalt Invalidenren—

te nach 5 4255 der Reichsversicherungsordnung (RVG) aF° Inva—

lidität wurde ab 6„ Juli 4944 angenommen° Der Rentengewäh—

rung lag ein ärztliches Gutachten vom 400 September 4945

.zugrunde‚ wonach der Kläger an einer chronischen Nierenenté

zündung mit Ödemen um die Orbita (Augenhöhlen), Tachycardie

des Herzens (beschleunigte Herzfrequenz) und Hypertonie
(Bluthochdruck) litt7 deren Symptome seit dem Jahre 4945
bestanden hätteno Nachdem dem Kläger diese Rente zum 54„ Janu*

ar 4954 entzogen worden war, war_der Kläger in der Folgezeit

in der Arbeiterrentenversicherung pflichtversichertq

Bei der Berechnung der dem Kläger für die Zeit vom 250 Dezem—

ber 4970 bis 500 September 4974 gewährten Rente wegen Er—

werbsunfähigkeit'berücksichtigte die Beklagte die Wehrdienst—
zeit des Klägers in den Jahren 4945 und 4944 als Beitragszeit

(Bescheid vom 420 Februar 4974)°
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Auf die Klage hin hat das—Sozialgericht (SG) die Beklagte

verurteilt‚ die Zeit vom 60 Juli 1944 bis 510 Januar 1945

als Ersatzzeit zu berücksichtigen (Urteil vom 7„ Juli 1971)„

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Beklag—
ten zurückgewiesen, den während des Berufungsverfahrens er—

lassenen Bescheid vom 2° Dezember 1971, durch den die Beklag

te die mit Bescheid vom 12° Februar 1971 festgestellte Ren—

te in der bisherigen Höhe Weitergewährt hat, abgeändert und

die Beklagte verurteilt7 auch beider Festsetzung der ab dem

10 Oktober 1971 gewährten Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

die Zeit vom 6° Juli 1944 bis zum 51„ Januar 1945 als Er—

satzzeit zu berücksichtigen„ Das LSG hat die Revision zuge—
lassen (Urteil Vom 29„ September 1972)°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt°

Sie rügt eine Verletzung des 5 1251 RVO„
Die Beklagte beantragt‚

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz vom

29° September 1972 und das Urteil des
SG Koblenz vom 7° Juli 1971 aufzuheben und

die Klagen gegen die Bescheide vom 12„ Fe—
bruar und 2° Dezember 1971 abzuweisen°

Der Kläger beantragt‚

Die Revision der Beklagten zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt, daß

der Senat durch Urteil ohne mündliche Verhandlung gemäß

5 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) entscheidet°

II

Das LSG hat den während des Berufungsverfahrens erlassenen

Bescheid vom 120 Februar 1971 gemäß 55 96‚ 155 SGG mit in

das Verfahren einbezogen und über diesen Bescheid mit ent—

schieden° Es hat dies damit‘begründet‚ es widerspräche dem

Sinn des @ 96 SGG„ den Kläger wegen der Anfechtung des Be—
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scheides vom
2; Dezember 1971 auf ein gesondertes Klagever—

fahren zu verweisen°

Nach dem Wortlaut des 5 96 Abs° 1 SGGist der neue Verwal—
tungsakt (Bescheid vom 20 Dezember 1971) zwar nicht auch

Gegenstand des Verfahrens geworden, denn der zweite Bescheid

ändert oder ersetzt den ersten Bescheid Vom 12° Februar 1971

nicht, wenngleich der Streitstoff in beiden Bescheiden.

derselbe isto'
‚

Zu beiden Bescheiden ist nämlich im Kern

zu entscheiden? ob dem Kläger die oben bezeichnete Zeit als

Ersatzzeit anzurechnen ist7 mögen auch die beiden streitigen

Rentenzeiten aufeinanderfolgen° Den Kläger jedoch in einem

solchen Falle zur
gerichtlichen Nachprüfung des zweiten Be—

scheides auf ein getrenntes Gerichtsverfahren zu VGILVISGH

und die Anwendbarkeit des 5 96 Abs° 1 SGG abzulehnen‚ wäre

sachwidrig und würde mit dem Grundgedanken des 5 96 SGG‚ der

Prozeßwirtschaftlichkeit zu dienen? nicht in Einklang stehen°

Deshalb iSt es verfahrensrechtlich bedenkenfrei, daß das

LSG auch den zweiten Bescheid mit in seine Sachprüfung einbe—

zogen hat (Vgl° auch BSG SozR Nr„ 5 zu 5 624 RVO)„

III

Die Revision der Beklagten ist begründet° Das angefochtene
Urteil sowie das Urteil des SG sind aufzuheben und die Kla—

gen gegen die Bescheide der Beklagten vom 12° Februar und

2° Dezember 1971 sind abzuweisen°

Das LSG hat zu Unrecht ausgesprochen, daß die Beklagte bei

der dem Kläger gewährten Rente wegen Erwerbsunfähigkeit die
Zeit vom 60 Juli 1944 bis zum 510 Januar 1945 als Ersatzzeit

zu berücksichtigenhate Gemäß€ 1251Abs„4 Nr„ 1_RVngerden
für die Erfüllung der Wartezeit als Ersatzzeiten u.,a° Zei—

ten des militärischen oder militärähnlichen Dienstes im

Sinne der 55 2 und 5 des BundesversorgungsgeSetzes, der

aufgrund gesetzlicher Dienst— oder Wehrpflicht oder während

eines Krieges geleistet worden ist‚ der Kriegsgefangenschaft

und einer anschließenden Krankheit angerechneto Der Anwend—

barkeit dieser Vorschrift steht nicht entgegen‚ daß die Be—
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_ 5;_

klagte die Zeit des Wehrdienstes des Klägers in den Jahren

1945 und 1944 als Beitragszeit angerechnet hat} weil auch

die an eine Kriegswehrdien$tzeit anschließende Krankheit

einen selbständigen Ersatzzeittatbestand (Anschlußersatz—

zeit) darstellt, ohne daß es darauf ankommt‚ dcß die
voraufgehende Wehrdienstzeit als Ersatzzeit angerechnet

wird. Zeiten einer an den Kriegsdienst anschließenden

Krankheit (vgl° BSG 26, 274 = SozR Nr° 28 zu 5 1251 EVO)

sind aber nur dann Ersatzzeiten im Sinne des 5 1251 Abs"

1 Nr° 1 RVO‚ wenn infolge der Krankheit auch Arbeitsunfä—

higkeit bestanden hat (BSG SozR Nr° 16 zu 5 1251 EVO)°

Dies erklärt sich daraus, daß Ersatzzeiten ihrem Wesen

nach als Zeiten ohne Beitragsleistung (5 1250 Abs° 1
Buchst° b EVO) Beiträge ersetzen sollen, die sonst entrich—

tet worden wären? wenn der Ersatztatbestand nicht einge—

treten wäre„ Das LSG hat zutreffend festgestellt — auch

die Beklagte räumt dies ein
—‚ daß der Klä er in der Zeit

vom 6° Juli 1944 bis_7° Januar 1945 arbeitsunfähig krank

gewesen ist°

Allerdings ist eine an den Kriegsdienst anschließende

Krankheitszeit dann keine Ersatzzeit, wenn es dem Versicheg

ten rechtlich unmöglich war,
während dieser Zeit Pflicht—

oder freiwillige Beiträge wirksam zu entrichten (Vgl° u„a°
BSG SozR Nr° 22 zu % 1251 EVO)° Mit Recht hebt die Be—

klagte hervor‚ daß es dem Versicherten rechtlich unmög—

lich'gewesen sei, in der Zeit vom 6° Juli 1944vbiS 51° Ja—

nuar 1945 Beiträge zu
entrichten; Wenn zu beurteilen ist,

.
ob Beiträge wirksam entrichtet

werden
konnten? ist auf die

Vorschriften abzustellen, die in dem Zeitraum gegolten ha—

ben, für den Beiträge entrichtet oder ersetzt werden sollen

(vgl„ BSG1„ 529 54; 10, 156‚ 158)„ Hier kommt es also
auf die Gesetzeslage in der Zeit vom 60 Juli 1944 bis

51„ Januar 4945anoDie einschlägigen, damalsgültigen
Vorschriften waren die 55 1256 und 1445 RVO aoF„„ Nach
5 1256 RVG aF war u„a„ versicherungsfrei‚ wer invalide
(@ 1254 RVO aF) war„ Nach Eintritt des Versicherunfsfalls
der Invalidität durften freiwillige Beiträge nicht mehr
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entrichtet werden (5 1445 RVO aF)„ Der Kläger konnte also

in der streitigen Zeit wederPflicht— noch freiwillige Bei—
träge zur Invelidenversicherung entrichten° Zwar ist 5 1256
RVG aF durch Arte 4 der Ersten Verordnung zur Vereinfachrng

des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozialversicherung
(Vereinf„V0) vom 170 März 1945 aufgehoben worden‚ so daß
auch invalide Personen, die bisher nach 5 1256 RVGaF ver-
sicherungsfrei waren‚ rentenversicherungspflichtig sein konn—

tern Jedoch galt dies nicht für die hier streitige Zeito
Während dieser Zeit iSt nämlich 5 1256 RVO aF in Kraft ge—
wesen? da die VereinfaV0 dem Art° 4 keine Rückwirkung beige—

legt hat;nach Art„ 25 Abs° 1 trat sie, wasArt° 4 angeht,
am 1„ Juni 1945 in Kraft;

Da das LSG auch'festeestellt hat, daß der Kläger in der
streitigen Zeit nicht nur arbeitsunfähig krank‚ sondern
darüber hinaus auch inValide im Sinne des 5 1254 RVG aF war,
insofern also die Voraussetzungen der 55 1256, 1445 RVO aF
erfüllt waren, steht fest, daß der damals invalide Kläger
weder PfliCht— noch freiwillige Beiträge zur Invalidenver—

sicherung entrichten durfte„ Damit kann die streitige Zeit
bei der Rentenberechnung nicht als Anschlußersatzzeit gemäß
5 4251 Abs„ 4 Nro 1 BVG angerechnet werden°

Das LSG hat Sich indes für das gegenteilige Ergebnis ausge—
Sprochenz Im Wortlaut des 5 1251 Abs„ 1 Nr° 1 RVG sei nur
von einer “anschließenden Krankheit" die Rede° Aüf sie allein

müßte es ZUTüCKZUfÜhIGnsein‚ daß der Versicherte nicht fä—
hig sei‚ eine ersetzpflichtige Tätigkeit zu verrichten und
zwar mit der weiteren Folge, daß keine Beiträge geleistet
worden seieno Dieser Nachteil reiche aus, ihn durch Anrech—

nung der Ersatzzeit auszugleicheno Ob derselbe Nachteil im
Einzelfall durch eine gleichzeitig eintretende oder überholen—

de Kausalität eingetreten sei? sei unerheblich° Der durch
die Arbeitsunfähigkeit hervorgerufene Nachteil in der Ver—
sicherung des Klägers habe nicht wieder durch den zusätzli—
chen gleichzeitigen Oder nachfolgenden Eintritt einer In—
validität beseitigt werden können°
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Dieser Auffassung des LSG ist nicht zu folgen° Das Be—

rufungsgericht verkennt, indem es die in der streitigen

Zeit bestehende Invalidität und die damit unmittelbar

zusammenhängende Frage, ob der Versicherte in der fragli—

chen Zeit überhaupt Beitrage zur Invalidenversicherung

entrichten durfte‚ beiseite lassen will, sowohl das Wesen

der Ersatzzeiten als auch Sinn und Zweck ihrer gesetzli—

chen Regelung° Die Ersatzzeiten sollen Beitragszeiten er—

setzen° Diese Ersatzfunktion von Beitragszeiten führt

zwingend zu der Prüfung, ob der Versicherte in der in Be—

tracht kommenden Zeit rechtlich imstande war? Beiträge zur

Rentenversicherung zu entrichten° Wenn Rechtsgründe die

Versicherungsmöglichkeit ausschlossen‚ fehlt es an der

Ausgangslage? nämlich der versicherungsrechtlichen Be—

nachteiligung, die gerade Sinn und Zweck der Ersatzzei—

ten ist„ Diesen Rechtsstandpunkt vertritt das Bundes—

sozialgericht (BSG) in gefestigter Rechtsprechung (SozR

Nrn„ 7‚ 8‚ 16‚ 21‚ 22‚ 283 55‚ 42, 45‚ 44‚ 55, 54‚ 649

66 zu € 4251 EVO)° Der Senat sieht keinen Grund? von die—

ser Rechtsprechung abzuweichen° Ein solcher kann auch

nicht aus dem Umstand abgeleitet werden, den das LSG als

unbefriedigend empfindet‚ daß ein Versicherter? der im

Anschluß an den Wehrdienst arbeitsunfähig krank gewesen

ist5 in den Genuß der Rechtswohltat der Anrechnung ei—

ner Ersatzzeit gelangtj während derjenige‚ der darüber

hinaus dauernd derart gesundheitlich beeinträchtigt war‚

_ 8 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


daß er invalide war, die sich daraus ergeben—
den versicherungsrechtlichen Nachteile selbst

tragen müßte° Daß dem so ist? erklärt sich allein

aus dem damaligen Recht° Solche Rechtsfolgen kann

die Rechtsprechung entgegen der Auffassung des LSG

nicht beseitigen°

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 195 SGG°
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